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1. Überblick 

Der vorliegende Sachstand beschäftigt sich damit, ob die Verschmelzung von zwei Tochtergesell-
schaften der Deutsche Bahn AG, der DB Netz AG und der DB Station&Service AG, nur auf der 
Grundlage eines Parlamentsgesetzes erfolgen darf und gegebenenfalls, ob ein solches Gesetz zu-
stimmungsbedürftig wäre. 

Die Zusammenlegung dieser Tochtergesellschaften der Deutsche Bahn AG wurde im Koalitions-
vertrag 2021 vereinbart und soll zum 1. Januar 2024 innerhalb des Konzerns durch eine Ver-
schmelzung zu einer gemeinwohlorientierten Infrastrukturgesellschaft (InfraGO) erfolgen.1 Eine 
Verschmelzung ist eine Form der Umwandlung von inländischen Unternehmen. Sie erfolgt auf 
der Grundlage eines Verschmelzungsvertrages entweder durch Aufnahme des Vermögens eines 
übertragenden Unternehmens auf ein anderes Unternehmen oder durch Neugründung eines Un-
ternehmens, auf das das Vermögen zweier oder mehrerer Unternehmen übertragen wird.2 

Der Wortlaut des Grundgesetzes ist insoweit nicht eindeutig. Aus Sicht der Bundesregierung sei 
für die Verschmelzung kein Gesetz erforderlich, sondern eine „untergesetzliche Lösung“ ausrei-
chend und aus zeitlichen Gründen notwendig.3 Entsprechend wurde am 5. Dezember 2023 in das 
Handelsregister eingetragen, dass die DB Station&Service AG „auf Grund des Verschmelzungs-
vertrages vom 30.11.2023 und der Zustimmungsbeschlüsse vom selben Tage durch Übertragung 
ihres Vermögens als Ganzes unter Auflösung ohne Abwicklung auf die DB Netz Aktiengesell-
schaft […] verschmolzen [ist]“.4 Der Bundesrat vertritt demgegenüber unter Hinweis auf Art. 87e 
Abs. 4 des Grundgesetzes (GG)5 und eine „Handlungs- und Finanzierungsverantwortung“ für die 
Eisenbahnen des Bundes, dass die Verschmelzung nur auf Grund eines zustimmungsbedürftigen 
Gesetzes erfolgen dürfe.6 Diese Rechtsfrage wurde, soweit ersichtlich, noch nicht in der Recht-
sprechung oder der rechtswissenschaftlichen Literatur näher diskutiert. Allerdings wird zum Teil 
vertreten, dass sich für bestimmte Sachverhalte, zu denen auch die Verschmelzung gehören 

 

1 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen der SPD, BÜNDNIS 90 / Die Grünen, und der FDP, 2021, S. 39; siehe ferner 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU – Drucksache 20/7048 – Aktu-
eller Stand zur geplanten „Gemeinwohlorientierten Infrastruktursparte“ der Deutschen Bahn AG,  
BT-Drs. 20/7487 vom 27.06.2023; dazu auch Deutsche Bahn, Integrierter Zwischenbericht Januar-Juni 2023, 
2023, S. 5. 

2 §§ 2 Abs. 1, 1 Abs. 1 Nr. 1 des Umwandlungsgesetzes (UmwG) vom 28.10.1994 (BGBl. I S. 3210; 1995 I S. 428), 
zuletzt geändert am 22.02.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 51). Ausführlich zur Verschmelzung, Winter, in: 
Schmitt/Hörtnagl, UmwG/UmwStG, 9. Aufl. 2020, UmwG § 2 Rn. 3. 

3 Theurer, Parlamentarisches Staatssekretär beim Bundesminister für Digitales und Verkehr, BR-Plenarprotokoll 
1036 vom 29.09.2023, S. 283. 

4 Eintragung Nr. 55, Handelsregisterauszug des Amtsgerichts Charlottenburg (HRB 87691 B). 

5 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer  
100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert am 19.12.2022 (BGBl. I S. 2478). 

6 Bundesrates, Empfehlungen der Ausschüsse vom 15.09.2023, Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesschienenwegeausbaugesetzes, BR-Drs. 379/1/23, S. 13. Vgl. ferner Hermann, Minister für Verkehr des 
Landes Baden-Württemberg, BR-Plenarprotokoll 1036 vom 29.09.2023, S. 282: „Die Orientierung am Gemein-
wohl ist richtig, aber sie muss klar beschrieben werden: In welcher Qualität, mit welchem Zustand, mit welchen 
Kennzahlen? Dafür braucht es einfach mehr als die Eintragung im Handelsregister“. 

https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/074/2007487.pdf
https://ir.deutschebahn.com/fileadmin/user_upload/DBK_ZB23_web_02.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/umwg_1995/BJNR321010994.html
https://dserver.bundestag.de/brp/1036.pdf#P.283
https://dserver.bundestag.de/brp/1036.pdf#P.283
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2023/0301-0400/379-1-23.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://dserver.bundestag.de/brp/1036.pdf#P.283
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kann, aus Art. 87e Abs. 3 Satz 4 GG, Art. 87e Abs. 4 Satz 2 GG oder Art. 87e Abs. 5 Satz 2 GG ver-
fassungsrechtliche Gesetzesvorbehalte ergeben, die jeweils eine Zustimmungsbedürftigkeit dieses 
Gesetzes begründen können. 

2. Rechtlicher Rahmen 

Die DB Netz AG und die DB Station&Service AG sind hundertprozentige Tochtergesellschaften 
der Deutsche Bahn AG, die alle als Eisenbahnen des Bundes im vollständigen Eigentum des Bun-
des stehen.7 Bis Ende des Jahres 1993 galt nach Art. 87 Abs. 1 Satz 1 GG a.F., dass Bundeseisen-
bahnen in bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau geführt werden. Die 
Bundeseisenbahnen waren bis zu diesem Zeitpunkt nichtrechtsfähige Sondervermögen des Bun-
des.8 Zum 23. Dezember 1993 wurde durch eine Änderung des Grundgesetzes ein neuer 
Art. 87e GG wie folgt eingeführt: 

  (1) Die Eisenbahnverkehrsverwaltung für Eisenbahnen des Bundes wird in bundeseigener 
Verwaltung geführt. Durch Bundesgesetz können Aufgaben der Eisenbahnverkehrsverwaltung 
den Ländern als eigene Angelegenheit übertragen werden. 

  (2) Der Bund nimmt die über den Bereich der Eisenbahnen des Bundes hinausgehenden Auf-
gaben der Eisenbahnverkehrsverwaltung wahr, die ihm durch Bundesgesetz übertragen wer-
den. 

  (3) Eisenbahnen des Bundes werden als Wirtschaftsunternehmen in privat-rechtlicher Form 
geführt. Diese stehen im Eigentum des Bundes, soweit die Tätigkeit des Wirtschaftsunterneh-
mens den Bau, die Unterhaltung und das Betreiben von Schienenwegen umfaßt. Die Veräuße-
rung von Anteilen des Bundes an den Unternehmen nach Satz 2 erfolgt auf Grund eines Ge-
setzes; die Mehrheit der Anteile an diesen Unternehmen verbleibt beim Bund. Das Nähere 
wird durch Bundesgesetz geregelt. 

  (4) Der Bund gewährleistet, daß dem Wohl der Allgemeinheit, insbesondere den Verkehrsbe-
dürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes sowie 
bei deren Verkehrsangeboten auf diesem Schienennetz, soweit diese nicht den Schienenper-
sonennahverkehr betreffen, Rechnung getragen wird. Das Nähere wird durch Bundesgesetz 
geregelt. 

  (5) Gesetze auf Grund der Absätze 1 bis 4 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. Der Zu-
stimmung des Bundesrates bedürfen ferner Gesetze, die die Auflösung, die Verschmelzung 
und die Aufspaltung von Eisenbahnunternehmen des Bundes, die Übertragung von Schienen-
wegen der Eisenbahnen des Bundes an Dritte sowie die Stillegung von Schienenwegen der 
Eisenbahnen des Bundes regeln oder Auswirkungen auf den Schienenpersonennahverkehr 
haben. 

 

7 Beteiligungsbericht des Bundes 2022, 2023, S. 39; vgl. zum Begriff der Eisenbahnen des Bundes nach Art. 73 
Abs. 1 Nr. 6a GG. 

8 Vgl. zum historischen Hintergrund, Hammer, Die Verantwortung des Staates für die Eisenbahn, 2019, S. 67. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/beteiligungsbericht-des-bundes-2022.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://dopus.uni-speyer.de/frontdoor/deliver/index/docId/4565/file/Dissertation_Hammer_Verantwortung...Eisenbahn.pdf
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Ein wesentliches Ziel dieser Grundgesetzänderung war die Trennung von unternehmerischen 
und hoheitlichen bzw. gemeinwohlbezogenen Aufgaben im Bereich der Eisenbahnen des Bun-
des. Einerseits sollen die Eisenbahnen des Bundes nach Art. 87e Abs. 3 GG als Wirtschaftsunter-
nehmen in privat-rechtlicher Form geführt werden. Andererseits soll die Eisenbahnverkehrsver-
waltung gemäß Art. 87e Abs. 1 Satz 1 GG als hoheitliche Aufgabe in bundeseigener Verwaltung 
geführt werden und gemäß Art. 87e Abs. 4 GG wird ein Gewährleistungsauftrag zugunsten der 
Berücksichtigung des Wohls der Allgemeinheit bestimmt.9 

Das deutsche Recht unterscheidet zwischen Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU) und Ei-
senbahnverkehrsunternehmen (EVU). Die DB Netz AG und die DB Station&Service AG werden 
zu EIU gezählt.10 Diese Unterscheidung beruht auf der unionsrechtlichen Vorschrift des Art. 6 
Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie 2012/34/EU11, wonach bei der Rechnungsführung die Erbringung von 
Verkehrsleistungen durch Eisenbahnunternehmen von dem Betrieb der Infrastruktur zu trennen 
ist.12 So gilt beispielsweise nur für EIU die Anforderung des Art. 87e Abs. 3 Satz 2 GG, dass Wirt-
schaftsunternehmen im Eigentum des Bundes stehen müssen („soweit ihre Tätigkeit den Bau, die 
Unterhaltung und das Betreiben von Schienenwegen umfasst“), und nicht für EVU.13 

Zur näheren Ausgestaltung der Struktur und Organisation der Deutsche Bahn AG wurden unter 
anderem das Bundeseisenbahnneugliederungsgesetz (BEZNG)14 und das Deutsche Bahn Grün-
dungsgesetz (DBGrG)15 erlassen. Die Umwandlung des Sonder- bzw. Bundeseisenbahnvermögens 
und die damit einhergehende Gründung der Deutsche Bahn AG erfolgte aufgrund § 1 Abs. 1 
DBGrG und § 20 Abs. 1 BEZNG. § 25 Satz 1 DBGrG regelt die interne Gliederung der Deutsche 
Bahn AG: innerhalb dieser sind mindestens die Bereiche „Personennahverkehr“, „Personenfern-
verkehr“, „Güterverkehr“ und „Fahrweg“ organisatorisch und rechnerisch voneinander zu tren-
nen. Nach der Eintragung der Deutsche Bahn AG im Handelsregister bestimmt § 2 Abs. 1 DBGrG, 

 

9 Ausführlich dazu Gersdorf, Dogmatische Neujustierung des Art. 87e GG?, DÖV 2018, 789 (792) mit Hinweis auf 
die Begründung des Gesetzesentwurfs, BT-Drs. 12/5015, S. 5. Vgl. ferner BVerfGE 129, 356 (368): „Die Grundge-
setzänderung sollte […] [die] organisatorische, wirtschaftliche und finanzielle Verselbständigung [der Bahn] 
befördern“. 

10 Vgl. DB Station&Service AG, Geschäftsbericht 2022, 2023, S. 8; DB Netz AG, Geschäftsbericht 2022, 2023, S. 10; 
Deutsche Bahn, Integrierter Bericht 2022, 2023, S. 261; vgl. dazu auch Wüstenberg, Die Gewährleistungspflicht 
des Bundes nach Art. 87e GG – Eisenbahnverkehr für die Allgemeinheit, RdTW 2021, 210 (211 Rn. 2). 

11 Richtlinie 2012/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21.11.2012 zur Schaffung eines einheit-
lichen europäischen Eisenbahnraums (Neufassung der Richtlinie 91/440/EWG des Rates vom 29.07.1991). 

12 Vgl. dazu Remmert, in: Epping/Hillgruber, Beck-OK GG, 56. Ed. 15.08.2023, Art. 87e Rn. 11.1. 

13 Siehe dazu Remmert, in: Epping/Hillgruber, Beck-OK GG, 56. Ed. 15.08.2023, Art. 87e Rn. 11. Vgl. einfachge-
setzlich zur Unterscheidung § 2 Abs. 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) vom 27.12.1993 (BGBl. I 
S. 2378, 2396; 1994 I S. 2439), zuletzt geändert am 26.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 205). 

14 Bundeseisenbahnneugliederungsgesetz (BEZNG) vom 27.12.1993 (BGBl. I S. 2378; 1994 I S. 2439), zuletzt geän-
dert am 28.06.2021 (BGBl. I S. 2250). 

15 Deutsche Bahn Gründungsgesetz (DBGrG) vom 27.12.1993 (BGBl. I S. 2378, 2386; 1994 I S. 2439), zuletzt geän-
dert am 09.06.2021 (BGBl. I S. 1614). 

https://dserver.bundestag.de/btd/12/050/1205015.pdf
https://ir.deutschebahn.com/fileadmin/Deutsch/2022/Berichte/DB22_Station_Service_web.de.pdf
https://ir.deutschebahn.com/fileadmin/Deutsch/2022/Berichte/DB22_Netz_web_01.pdf
https://ir.deutschebahn.com/fileadmin/Deutsch/2023/Berichte/DB_IB22_d.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:32012L0034
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX:31991L0440
https://www.gesetze-im-internet.de/aeg_1994/BJNR239600993.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bezng/BJNR237810993.html
https://www.gesetze-im-internet.de/dbgrg/BJNR238600993.html
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dass die so gebildeten Geschäftsbereiche auszugliedern sind. Diese Ausgliederung erfolgte unter 
anderem auch durch die Gründung der DB Netz AG und die DB Station&Service AG.16 

3. Gesetzesvorbehalt für die Verschmelzung 

Soweit ersichtlich, wurde die vorliegende Konstellation der Verschmelzung von zwei EIU, die 
der Deutsche Bahn AG untergeordnet sind, bisher weder in der Rechtsprechung noch in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur diskutiert. Für diese Verschmelzung ist weder der Gesetzes-
vorbehalt gemäß Art. 87e Abs. 3 Satz 3 GG einschlägig, der nur für die Veräußerung von Anteilen 
an EIU des Bundes gilt, noch der einfachgesetzliche Gesetzesvorbehalt nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 
DBGrG,17 der dem genauen Wortlaut nach nur für Verschmelzungen mit der Deutsche Bahn AG 
und nicht für eine Verschmelzung von zwei EIU gilt. Art. 87e Abs. 5 Satz 2 GG bestimmt zudem 
unter anderem die Zustimmungsbedürftigkeit von Gesetzen, die die Verschmelzung von Eisen-
bahnunternehmen regeln, allerdings nicht ausdrücklich einen Gesetzesvorbehalt. 

Jedoch wird teilweise vertreten, dass sich implizit aus den Gesetzgebungskompetenzen gemäß 
Art. 87e Abs. 3 Satz 4 GG und Art. 87e Abs. 4 Satz 2 GG (dazu unten 3.1.) sowie der Zustim-
mungspflichtigkeit nach Art. 87e Abs. 5 Satz 2 GG (dazu unten 3.2.) weitere Gesetzesvorbehalte 
ergeben, die vorliegend als besondere Gesetzesvorbehalte in Betracht kommen können. Zu be-
rücksichtigen sind in diesem Zusammenhang außerdem die allgemeinen Grundsätze des Bundes-
verfassungsgerichts zum Wesentlichkeitsgrundsatz (dazu unten 3.3.). 

3.1. Gesetzesvorbehalte aus Gesetzgebungskompetenzen 

Ein etwaiger Gesetzesvorbehalt könnte sich nach einer Ansicht in der Literatur gemäß Art. 87e 
Abs. 3 Satz 4 GG ergeben, der sich demnach auf die Organisation und rechtliche Ausgestaltung 
der Eisenbahnunternehmen beziehe.18 Daher könne bei einem weiten Verständnis eine Ver-
schmelzung von Eisenbahnunternehmen grundsätzlich von der Organisation der Eisenbahnen 
des Bundes umfasst sein, zumal auch im Deutsche Bahn Gründungsgesetz die maßgeblichen Ent-
scheidungen über die Organisation der Deutsche Bahn AG getroffen wurden, das auch die Aus-
gliederung der DB Netz AG und die DB Station&Service AG umfasst (dazu oben unter 2.). Aller-

 

16 Vgl. zur 2. Stufe der Bahnreform auf der Internetseite des Bundeseisenbahnvermögens unter Bahnreform; Ein-
tragung Nr. 23, historischer Abdruck des Handelsregisterauszugs der Deutsche Bahn AG zur Ausgliederung zum 
01.06.1999; vgl. dazu Becker, in: Kahl/Waldhoff/Walter, BK-GG, Bd. 17, 173. Akt. Juni 2015, Art. 87e Rn. 163; 
Pauly/Becker, Aufgabenakzessorische Finanzierung von Eisenbahninfrastrukturprojekten, NVwZ 2013, 334 
(335). 

17 Näher zu § 2 Abs. 2 DBGrG als einfachgesetzliche „Konkretisierung des allgemeinen organisationsrechtlichen 
Gesetzesvorbehalts“, Becker, in: Kahl/Waldhoff/Walter, BK-GG, Bd. 17, 173. Akt. Juni 2015, Art. 87e Rn. 265. 

18 Gersdorf, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 3, 7. Aufl. 2018, Art. 87e Rn. 64; Uerpmann-Wittzack, in: 
v. Münch/Kunig, GG, Bd. 2, 7. Aufl. 2021, Art. 87e Rn. 27; vgl. ferner Becker, in: Kahl/Waldhoff/Walter, BK-GG, 
Bd. 17, 173. Akt. Juni 2015, Art. 87e Rn. 201; vgl. einschränkend dazu Möstl, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 
101. EL Mai 2023, Art. 87e Rn. 179 (Stand: 80. EL Juni 2017). Vgl. zum Gehalt des § 87e Abs. 3 Satz 4 GG,  
Wilkens, Wettbewerbsprinzip und Gemeinwohlorientierung bei der Erbringung von Eisenbahndienstleistungen, 
2006, S. 68. 

https://www.bev.bund.de/DE/BegleiterDerBahnreform/Bahnreform/bahnreform_node.html
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dings wird vereinzelt angeführt, dass Art. 87e Abs. 5 Satz 2 GG spezieller sei, wenn die Organisa-
tion der Eisenbahnen des Bundes durch Auflösung, Verschmelzung oder Aufspaltung erfolgt 
(dazu im Folgenden unter 3.2.).19 

Art. 87e Abs. 4 Satz 2 GG besagt daneben, dass das Nähere zum Gewährleistungsauftrag des Bun-
des, „beim Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes und bei deren 
Verkehrsangeboten auf diesem Schienennetz“ dem Wohl der Allgemeinheit Rechnung zu tragen, 
durch ein Bundesgesetz geregelt wird.20 Da die DB Netz AG und die DB Station&Service AG zu 
einer InfraGO verschmolzen werden sollen, ließe sich grundsätzlich argumentieren, dass dadurch 
dem Wohl der Allgemeinheit Rechnung getragen werden soll und daher der Gesetzesvorbehalt 
aus Art. 87e Abs. 4 Satz 2 GG einschlägig wäre.21 Allerdings könnte auch zwischen der Ver-
schmelzung und der Gründung der InfraGO differenziert werden. Die Verschmelzung selbst führt 
noch nicht zur Gründung der InfraGO. Denn diese erfolgt zunächst als eigenständiger Akt durch 
einen Verschmelzungsvertrag, bei dem nur die DB Station&Service AG auf die DB Netz AG ver-
schmolzen wird (dazu unter 1.). Davon ist jedoch noch nicht zwingend die Gründung der In-
fraGO umfasst. Dies setzt vielmehr weitere gesellschaftsrechtliche Umsetzungsschritte voraus. 

Außerdem wird die Auslegung der Gesetzgebungskompetenzen als besondere Gesetzesvorbehalte 
dahingehend kritisiert, dass das Grundgesetz im Zusammenhang mit der Organisation und recht-
lichen Struktur bereits ausdrücklich Gesetzesvorbehalte vorgesehen habe, vor allem der zuvor 
erläuterte Art. 87e Abs. 3 Satz 3 GG, aber auch Art. 87e Abs. 5 Satz 2 GG.22 Die Ausdehnung des 
rechtlichen Inhalts dieser Gesetzgebungskompetenzen auf Gesetzesvorbehalte würde die Verwal-
tung über dieses verfassungsrechtlich vorgesehene Ausmaß eines „kooperativen Parlamentaris-
mus“ hinaus in ihrer Entscheidungs- und Handlungsfreiheit einschränken.23 

3.2. Impliziter Gesetzesvorbehalt aus Art. 87e Abs. 5 Satz 2 GG 

Art. 87e Abs. 5 Satz 2 GG wird von Teilen der Literatur ebenfalls ein Gesetzesvorbehalt entnom-
men und damit begründet, dass die in der Vorschrift bestimmte Zustimmungspflichtigkeit einen 
Gesetzesvorbehalt impliziere, weil die Vorschrift ansonsten leerliefe.24 Mit anderen Worten sei 

 

19 Möstl, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 101. EL Mai 2023, Art. 87e Rn. 179 (Stand: 80. EL Juni 2017). 

20 Gersdorf, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 3, 7. Aufl. 2018, Art. 87e Rn. 83; Uerpmann-Wittzack, in: 
v. Münch/Kunig, GG, Bd. 2, 7. Aufl. 2021, Art. 87e Rn. 36. 

21 Vgl. dazu die Forderung der gesetzlichen Umsetzungen des Bundesrates, Empfehlungen der Ausschüsse vom 
15.09.2023, Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Bundesschienenwegeausbaugesetzes,  
BR-Drs. 379/1/23, S. 13. Kritisch zum Vorliegen eines Gesetzesvorbehalts, Heise, Die Deutsche Bahn AG zwi-
schen Wirtschaftlichkeit und Gemeinwohlverantwortung, 2013, S. 243. 

22 Windthorst, in: Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 87e Rn. 71; Möstl, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 101. EL Mai 2023, 
Art. 87e Rn. 179 (Stand: 80. EL Juni 2017). 

23 Möstl, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 101. EL Mai 2023, Art. 87e Rn. 179 (Stand: 80. EL Juni 2017). 

24 Möstl, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 101. EL Mai 2023, Art. 87e Rn. 179, 195 (Stand: 80. EL Juni 2017); Becker, 
in: Kahl/Waldhoff/Walter, BK-GG, Bd. 17, 173. Akt. Juni 2015, Art. 87e Rn. 261; Gersdorf, in: v. Man-
goldt/Klein/Starck, GG, Bd. 3, 7. Aufl. 2018, Art. 87e Rn. 86; vgl. im Ergebnis auch Uerpmann-Wittzack, in: v. 
Münch/Kunig, GG, Bd. 2, 7. Aufl. 2021, Art. 87e Rn. 36, 39. 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2023/0301-0400/379-1-23.pdf?__blob=publicationFile&v=1


 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Sachstand 
WD 3 - 3000 - 143/23 

Seite 9 

eine Zustimmungspflicht für Gesetze nur sinnvoll, wenn der Bund verpflichtet wäre, zu diesen 
bestimmten Entscheidungen Gesetze überhaupt zu erlassen. Anderenfalls könne durch unterge-
setzliche Regelungen die Zustimmungspflicht unterlaufen werden. Dem reinen Wortlaut nach 
müsste demnach ein Gesetzesvorbehalt für die Verschmelzung von Eisenbahnunternehmen des 
Bundes gelten. Dafür könnte sprechen, dass Art. 87e Abs. 5 GG insgesamt weit formuliert ist und 
innerhalb der rechtswissenschaftlichen Literatur auch weit verstanden wird.25 Die Verschmel-
zungsobjekte sind über „Eisenbahnunternehmen“ hinaus nicht näher beschrieben, sodass dies 
auch zwei EIU innerhalb der Deutschen Bahn AG sein könnten. Außerdem spricht für ein weites 
Verständnis des Art. 87e Abs. 5 GG die Entstehungsgeschichte. Denn die Einfügung des Art. 87e 
Abs. 5 GG beruht auch auf der Initiative der Bundesländer, bei Entscheidungen über die Struktur 
der Eisenbahnen des Bundes grundsätzlich eingebunden zu werden.26 

Demgegenüber ist Sinn und Zweck der Vorschrift, dass der Bund nur diejenigen einfachgesetzli-
chen Regelungen, die seine Infrastrukturverantwortung genauer festlegen, nicht ohne weiteres 
ändern können soll.27 Die Zustimmungsbedürftigkeit soll sich nur auf die Bereiche beziehen, in 
denen „ein ‚unabwendbares‘ eigenes Interesse“ der Länder vorliegt. Dabei wird unter anderem 
auf § 2 Abs. 2 DBGrG Bezug genommen, der jedoch gerade keine Verschmelzung von zwei der 
Deutsche Bahn AG nachgeordneten Tochtergesellschaften regelt (dazu bereits unter 3.).28 Daher 
ließe sich auch argumentieren, dass Struktur- und Unternehmensänderungen, bei denen die Inf-
rastrukturverantwortung des Bundes unberührt bleibt und die Länder nicht wesentlich betroffen 
sind, keine Zustimmungspflicht begründen dürften. Im Fall einer Strukturentscheidung inner-
halb des Deutsche Bahn Konzerns, dass zwei hundertprozentige Töchter der Deutsche Bahn AG 
verschmolzen werden und diese im vollständigen Eigentum des Bundes stehen soll, ohne dass 
Dritte, wie bei einer Veräußerung, Einfluss nehmen können, könnte grundsätzlich davon ausge-
gangen werden, dass die Infrastrukturverantwortung gleichermaßen beim Bund verbleibt. 

3.3. Grundsätze des Wesentlichkeitsgrundsatzes 

Ein Gesetzesvorbehalt könnte sich schließlich auch aus dem Wesentlichkeitsgrundsatz des Bun-
desverfassungsgerichts ergeben. Das Bundesverfassungsgericht vertritt in seiner ständigen Recht-
sprechung, dass aus dem Rechtsstaatsprinzip nach Art. 20 Abs. 3 GG, aus den grundrechtlichen 
Gesetzesvorbehalten und dem Demokratieprinzip nach Art. 20 Abs. 1 und Abs. 2 GG die Pflicht 

 

25 Vgl. Wieland, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2018, Art. 87e Rn. 25; siehe ferner dazu Heise, Die Deutsche Bahn AG zwi-
schen Wirtschaftlichkeit und Gemeinwohlverantwortung, 2013, S. S. 245: „Will der Bund einen der von 
Art. 87 e Abs. 5 S. 2 GG genannten Sachverhalte einer (neuen) hoheitlichen Regelung zuführen, so zwingt so 
zwingt Art. 87 e Abs. 5 S. 2 GG ihn, diese Regelung in Form des parlamentarischen Gesetzes zu treffen“. 

26 Vgl. zur Entstehungsgeschichte, Heise, Die Deutsche Bahn AG zwischen Wirtschaftlichkeit und Gemeinwohl-
verantwortung, 2013, S. 244 f. mit Hinweis auf die Beschlußempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses, 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes, BT-Drs. 12/6280, S. 8. 

27 Vgl. Beschlußempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grund-
gesetzes, BT-Drs. 12/6280, S. 8. 

28 Beschlußempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundge-
setzes, BT-Drs. 12/6280, S. 8. 

https://dserver.bundestag.de/btd/12/062/1206280.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/12/062/1206280.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/12/062/1206280.pdf


 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Sachstand 
WD 3 - 3000 - 143/23 

Seite 10 

des Gesetzgebers folge, „in allen grundlegenden normativen Bereichen die wesentlichen Ent-
scheidungen selbst zu treffen“.29 Eine wesentliche Entscheidung liegt nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts in der Regel vor, wenn sie Grundrechtseingriffe begründen oder 
aus anderen Gründen für Staat und Gesellschaft von besonderer Bedeutung oder erheblicher 
Tragweite sind. Der Maßstab, „[w]ann und inwieweit es einer Regelung durch den Gesetzgeber 
bedarf, [kann dem Bundesverfassungsgericht zufolge] nur mit Blick auf den jeweiligen Sachbe-
reich und auf die Eigenart des betroffenen Regelungsgegenstandes“ bestimmt werden.30 Eine Ent-
scheidung könne jedoch nicht nur deswegen wesentlich sein, weil sie politisch umstritten ist.31 

Durch die Verschmelzung der DB Station&Service AG mit der DB Netz AG wird nicht in Grund-
rechte eingegriffen. An beiden Gesellschaften hat der Bund hundertprozentiges Eigentum. Die 
Deutsche Bahn AG selbst als Mutterkonzern steht ebenfalls im hundertprozentigen Eigentum des 
Bundes. Das Bundesverfassungsgericht hat erst 2018 erneut bestätigt, dass privatwirtschaftliche 
Unternehmen, die vollständig im Eigentum des Staates stehen, − und damit auch die Deutsche 
Bahn AG − „sich nicht auf die materiellen Grundrechte berufen“ können.32 Insbesondere begrün-
det Art. 87e GG dem Bundesverfassungsgericht zufolge kein grundrechtliches Abwehrrecht.33 

Fraglich bleibt, ob die Verschmelzung von besonderer Bedeutung oder erheblicher Tragweite ist. 
Es handelt sich zunächst um eine strukturelle, organisatorische Frage innerhalb des Deutsche 
Bahn Konzerns. Durch die Verschmelzung, jedenfalls isoliert betrachtet, werden das Vermögen 
und zwei Geschäftsbereiche von zwei Gesellschaften zusammengeführt, die jeweils im vollstän-
digen Eigentum der Deutschen Bahn stehen. Die Geschäftsbereiche betreffen zudem jeweils die 
Infrastruktur der Deutschen Bahn. Es erfolgt vor allem keine Veräußerung an private Dritte, die 
im Übrigen dem Gesetzesvorbehalt nach Art. 87e Abs. 3 Satz 3 GG unterliegen würde. Insoweit 
dürfte sich ein Gesetzesvorbehalt allein aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zum Wesentlichkeitsgrundsatz nicht ergeben. 

4. Zustimmungsbedürftigkeit nach Art. 87e Abs. 5 GG 

Nur in dem Fall, dass von einem Gesetzesvorbehalt für die Verschmelzung ausgegangen wird, 
wäre dieses Gesetz auch zustimmungspflichtig. Im Fall eines Gesetzesvorbehalts entweder nach 
Art. 87e Abs. 3 Satz 4 GG oder nach Art. 87e Abs. 4 Satz 2 GG, wäre dieses Gesetz gemäß Art. 87e 
Abs. 5 Satz 1 GG zustimmungspflichtig. Soweit demgegenüber ein Gesetzesvorbehalt gemäß 
Art. 87e Abs. 5 Satz 2 GG angenommen wird, wäre dieses Gesetz entsprechend dieser Regelung 
zustimmungsbedürftig. 

*** 

 

29 BVerfGE 161, 299 (349 Rn. 125); 150, 1 (96 Rn. 191). 

30 BVerfGE 161, 299 (349 f. Rn. 126). 

31 BVerfGE 150, 1 (97 Rn. 194). 

32 BVerfGE 147, 50 (142 ff. Rn. 238 ff., 154 Rn. 274). 

33 BVerfGE 147, 50 (154 Rn. 275). 
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